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Ausgangssituation und Problem-

stellung 

Die Schaffung nachbarschaftlicher oder regio-

naler Energiemärkte zielt darauf ab, Angebot 

und Nachfrage auf einer lokalen Handelsebene 

zum Ausgleich zu bringen.1 Solche Märkte 

könnten beispielsweise dazu dienen, Strom 

aus PV-Anlagen, für welchen keine EEG-För-

derung mehr beansprucht werden kann, lokal 

an Endverbraucher zu liefern.2 Vorteile dieser 

Lösung wären unter anderem eine Entlastung 

der übergeordneten Energienetzebene(n) und 

eine höhere Flexibilität auf dem Energiemarkt.3 

Mit einer steigenden Anzahl von Prosumern 

(Verbraucher, die zugleich Stromproduzenten 

und Stromverbraucher sind) steigt grundsätz-

lich auch die verfügbare Menge an lokal er-

zeugtem (Öko-)Strom. Verbraucher haben zu 

diesem Strom aber nur Zugang, wenn sie flexi-

bel den Stromanbieter wechseln und die Pro-

sumer den erzeugten Strom mit anderen Letzt-

verbrauchern unmittelbar handeln können.4 

Durch den Einsatz der Blockchain-Technologie 

bei intelligenten Stromnetzwerken werden un-

mittelbare (Peer-to-Peer) Transaktionen zwi-

schen den Beteiligten ermöglicht, deren Ab-

wicklung mit Hilfe von Smart Contracts auto-

matisiert werden kann.  Durch intelligente 

Stromnetze (Smartgrids) kann die Erzeugung, 

Speicherung und der Verbrauch von (Öko-

)Strom effizienter gestaltet werden. Insoweit 

stellt sich die grundsätzliche Frage, inwiefern 

solche intelligenten und vernetzten Stromsys-

teme innerhalb des aktuellen energierechtli-

chen Rechtsrahmen realisierbar sind oder ob 

zwingende Rechtshindernisse bestehen. Ins-

besondere stellen sich die nachfolgend aufge-

führten energiespezifischen rechtlichen For-

schungsfragen.  

                                                        
1 Scholtka/Kneuper, IR 2019, 17, 18. 
2 Vgl. Buchmüller, EWeRK 2018, 117.  

Forschungsfragen: 

1) Stellen Prosumer im Rahmen eines 

Microgrids regulatorisch voll einge-

bundene Energieversorgungsunter-

nehmen (§ 3 Nr. 18 EnWG) dar? 

 

2) Inwiefern müssen und können Prosu-

mer innerhalb eines Blockchain-ba-

sierten Energienetzwerks energie-

rechtliche Pflichten, insbesondere 

nach §§ 5, 40-42 EnWG erfüllen? 

 

3) Wie lassen sich die Regelungen der §§ 

3 Abs. 2,  4 Abs. 2 StromNZV und die 

daraus folgende Haftung nach § 8 

StromNZV innerhalb eines Peer-to-

Peer Netzwerks realisieren, soweit 

das lokale Verteilernetz für die gegen-

seitige Belieferung genutzt werden 

soll? 

 

4) Inwiefern bietet die SINTEG-Verord-

nung bereits einen experimentellen 

Rahmen für die Peer-to-Peer 

Stromlieferung unter Einsatz der 

Blockchain-Technologie? 

 

5) Steht das Doppelvermarktungsverbot 

nach § 80 EEG und speziell die Rege-

lung des § 80 Abs. 2 S. 1 EEG einer 

Nachverfolgung von Öko-Strom mit 

Hilfe der Blockchain-Technologie ent-

gegen? 

Durch den Einsatz von Informations- und Kom-

munikationstechnologien sowie dezentral or-

ganisierten Energiemanagementsystemen, 

werden innerhalb des Smart-Grids auch Daten 

erzeugt, transferiert und gespeichert. Daher 

stellt sich bei der Realisierung von Use Cases 

3 Scholtka/Kneuper, IR 2019, 17, 18, 
4 Overkamp/Schings, EnWZ 2019, 3, 4. 
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auch immer die Frage des hinreichenden Da-

tenschutzes. Diesbezüglich wird auf die daten-

schutzrechtlichen Forschungsfragen verwie-

sen. Bezüglich zivilrechtlicher Fragestellungen 

im Zusammenhang mit dem Einsatz von Smart 

Contracts wird ebenfalls auf die entsprechen-

den Forschungsfragen verwiesen. 

Anwendungskontext 
Bei der Implementierung von Use Cases im Be-

reich Energie stellen sich spezifische Fragen 

auf dem Gebiet des Energierechts. Grundsätz-

lich sind die energierechtlichen Regelungen 

technologieneutral. Aufgrund ihrer Eigen-

schaften als Peer-to-Peer Netzwerk kann die 

Blockchain-Technologie aber Anwendungen 

ermöglichen, deren konkrete Ausgestaltung 

eingehend anhand der energierechtlichen Vor-

gaben zu prüfen ist. Diese Normen können sich 

also auf die Implementierung bestimmter Use 

Cases auswirken. Zu nennen sind hierbei vor 

allem Modelle zur intelligenten Peer-to-Peer-

Lieferung von lokal erzeugtem (Öko-)Strom 

durch Prosumenten und andere kleine Strom-

anbieter (Microgrids), die transparente Nach-

verfolgung von Ökostrom mit Hilfe einer Block-

chain-Lösung, aber auch beispielsweise eine 

dezentrale und intelligente Ladesäuleninfra-

struktur für Elektroautos. 

 

Lösungsansätze 
Obwohl die geltenden energierechtlichen 

Rechtsvorschriften, vor allem das EnWG, die 

StromNZV und das EEG, grundsätzlich (wie be-

reits erwähnt) technologieneutral ausgestaltet 

sind, scheinen reine Peer-to-Peer-Lösungen, 

wie sie unter Einsatz der Blockchain technolo-

gisch denkbar sind, de lege lata nicht in den 

energierechtlichen Rechtsrahmen zu passen5, 

da Prosumer bzw. Betreiber einer Solar- oder 

Windenergieanlage nach übereinstimmender 

Auffassung als Energieversorgungsunterneh-

men nach § 3 Nr. 18 EnWG einzustufen sind.6 

Folge dieser rechtlichen Einordnung sind viel-

schichtige rechtliche Pflichten. So muss die 

Aufnahme der Tätigkeit als Stromlieferant bei 

der Bundesnetzagentur angezeigt und mit dem 

jeweils zuständigen Netzbetreiber ein 

                                                        
5 Buchmüller, EWeRK 2018, 117, 121; Overkamp/Schings, 
EnWZ 2019, 3, 5; vgl. Marty, in: Baumann/Gabler/Günther, § 
78 EEG, Rn. 43. 
6 Overkamp/Schings, EnWZ 2019, 3, 5; Scholtka/Kneuper, IR 
2019, 17, 19; vgl. Scholtka/Martin, RdE 2017, 113, 117.  
7 Buchmüller, EWeRK 2018, 117, 120. 

Bilanzkreisvertrag abgeschlossen werden. 

Des Weiteren muss beispielsweise die mit der 

Stromentnahme des Letztverbrauchers anfal-

lende Stromsteuer entrichtet, die Stromrech-

nungen an die gesetzlichen Angaben nach § 40 

EnWG angepasst und eine Stromkennzeich-

nung nach § 42 EnWG vorgenommen werden.7 

Auch aufgrund des daraus resultierenden Ver-

waltungsaufwandes können diese Aufgaben 

nicht von den Prosumern selbst, sondern nur 

von einem externen Dienstleister als Interme-

diär erfüllt werden.8 Letztlich ist auch aufgrund 

der Haftung nach § 8 StromNZV eine eigen-

ständige energiewirtschaftliche Abwicklung ei-

ner direkten Stromlieferung für einen Prosu-

mer mit einem erheblichen Haftungsrisiko ver-

bunden.9 

Ein externer Dienstleister (meist ein größeres 

Energieversorgungsunternehmen wie ein 

Stadtwerk)  kann für die beteiligten Prosumer 

und Letztverbraucher des lokalen Energie-

netzwerks die Abwicklung der Stromlieferung 

übernehmen, indem er die Erzeugungsanlage 

(beispielsweise die PV-Anlage) sowie die Ent-

nahmestellen seinem Bilanzkreis (oder ggf. ei-

nem gesondert gebildeten Unterbilanzkreis 

nach § 4 Abs. 1 S. 1 StromNZV) zuordnet, durch 

möglichen Zukauf von Strom die Deckung des 

Strombedarfs der Kunden sicherstellt und die 

verschiedenen Melde-, Steuer- und Umlage-

pflichten nach dem StromStG und dem EEG er-

füllt.10 Die gleiche Problematik stellt sich bei 

der Nutzung von Elektrofahrzeugen als Spei-

chereinheiten zur Sicherung der Stromversor-

gung innerhalb eines Microgrids und/oder 

Smartgrids. Denn soweit der im Fahrzeug zeit-

weilig gespeicherte Strom bei Bedarf wieder in 

das Netz gespeist und direkt über ein Block-

chain-gestütztes Peer-to-Peer Netzwerk an 

einen Letztverbraucher verkauft werden soll, 

unterfällt diese Rückspeisung nicht mehr dem 

Letztverbrauch, sodass der Besitzer des Fahr-

zeugs letztlich wieder energierechtlich als 

Stromlieferant angesehen wird, wodurch ihn 

die oben beschriebenen Pflichten treffen.11  

Klärungsbedürftig sind zudem Fragen rund um 

das Doppelvermarktungsverbot gemäß § 80 

EEG, soweit Blockchain-Lösungen zur trans-

parenten Nachverfolgung von (Öko-

8 So schlussfolgern etwa auch Buchmüller, EWeRK 2018, 
117, 119 f.; Overkamp/Schings, EnWZ 2019, 3, 5. 
9 Buchmüller, EWeRK 2018, 117, 120; Overkamp/Schings, 
EnWZ 2019, 3, 5. 
10 Scholtka/Kneuper, IR 2019, 17, 19. 
11 Overkamp/Schings, EnWZ 2019, 3, 6. 
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)Stromlieferungen in “Echtzeit” im Rahmen des 

Marktprämienmodells eingesetzt werden. Das 

Doppelvermarktungsverbot ist so weit zu ver-

stehen, dass alle Vermarktungshandlungen, 

durch welche es zu einer mehrfachen Nutzung 

des mit der Ökostromerzeugung verbundenen 

Umweltvorteils kommt, untersagt sind.12 Bei 

der Nutzung der Blockchain-Technologie für 

den Nachweis der Stromzusammensetzung in 

“Echtzeit” ist zudem gem. § 80 Abs. 2 S. 1 EEG 

zu beachten, wonach es bei gefördertem Strom 

untersagt ist jegliche Nachweise über dessen 

Herkunft weiterzureichen.13 Ein Verstoß hier-

gegen ist nach Ansicht der juristischen Litera-

tur anzunehmen, wenn im Rahmen einer er-

folgten Förderung nach dem Marktprämienmo-

dell Nachweise an Letztverbraucher weiterge-

geben werden, die den Anteil an Ökostrom im 

Strommix belegen sollen.14 Soweit die Block-

chain-Technologie also für solche Zwecke bei 

der Vermarktung von Strom nach dem Markt-

prämienmodell und nicht im Rahmen der sons-

tigen Direktvermarktung eingesetzt wird, be-

steht wohl zumindest ein Verstoß gegen die 

Ausprägung des Doppelvermarktungsverbots 

nach § 80 Abs. 2 S. 1 EEG.15  

 

Lösungsbedarf 
Sofern eine Unabhängigkeit von Prosumern 

von großen Energieversorgungsunternehmen 

durch einen Peer-to-Peer Handel von lokal er-

zeugtem Strom gewünscht ist, bestehen aus 

rechtspolitischen Gesichtspunkten mehrere 

Lösungsmöglichkeiten. Grundsätzlich müsste 

hierfür insbesondere das gegenwärtige Bilanz-

kreissystem mit Bilanzkreisverantwortung 

grundlegend reformiert werden.16 Andererseits 

könnte eine begrenzte Ausnahme zum bisher 

geltenden energierechtlichen Rahmen eine im 

Vergleich minimalinvasive regulatorische An-

passung darstellen, um die Blockchain-Tech-

nologie zumindest in einem begrenzten Rah-

men anwendbar zu machen. Zunächst können 

mit Hilfe von speziellen Experimentierklauseln 

regulatorische Ausnahmen geschaffen wer-

den,17 welche die zeitlich begrenzte Erprobung 

                                                        
12 Büllesfeld/Koch, in: BeckOK EEG, § 80 EEG, Rn. 3; Buch-
müller, EWeRK 2018, 117, 122. 
13 Buchmüller, EWeRK 2018, 117, 123. 
14 Büllesfeld/Koch, in: BeckOK EEG, § 80 EEG, Rn. 15 f.; 
Buchmüller, EWeRK 2018, 117, 123. 
15 Buchmüller, EWeRK 2018, 117, 123.; Vgl. Marty, in: 
Baumann/Gabler/Günther, § 79 EEG, Rn. 16. 
16 Buchmüller, EWeRK 2018, 117, 121. 
17 Overkamp/Schings, EnWZ 2019, 3, 5. 

von gewünschten Anwendungsbereichen von 

Peer-to-Peer Handel (wie beispielsweise 

Smartgrids) ohne die Auferlegung von vielsei-

tigen gesetzlichen Pflichten ermöglicht. Hier-

durch lässt sich letztlich auch der spezifische 

regulatorische Rahmen erkennen, welcher für 

einen lokalen Stromhandel sinnvoll erscheint. 

Zumindest für eine teilweise Anpassung des 

Rechtsrahmens hin zu einer Lockerung der ge-

setzlichen Hürden spricht die EU-Richtlinie 

2018/2001 (Renewable Energies Directive 2), 

welche am 24. Dezember 2018 in Kraft getreten 

und bis zum 30. Juni 2021 in nationales Recht 

umgesetzt werden soll. In Erwägungsgrund 66 

spricht die Richtlinie davon, dass ein Rechts-

rahmen geschaffen werden soll, der es Ei-

genversorgern ermöglicht, Elektrizität ohne 

unverhältnismäßig hohe Belastungen zu er-

zeugen, zu speichern, zu verbrauchen und zu 

verkaufen. Eine Möglichkeit besteht beispiels-

weise darin, dass Prosumenten bis zu einer 

bestimmten geförderten Strommenge nicht als 

Energieversorgungsunternehmen nach § 3 Nr. 

18 EnWG einzustufen wären.  

Ein weiterer Ansatzpunkt für eine teilweise Lo-

ckerung des regulatorischen Regimes könnte 

in der EU-Richtlinie 2019/944 vom 5. Juni 2019 

zu sehen sein. Nach deren Erwägungsgrund 42 

sollen Verbraucher als aktive Kunden in der 

Lage sein, selbst erzeugte Elektrizität zu ver-

brauchen, zu speichern und zu vermarkten. 

Rechtliche und kommerzielle Hürden hierfür 

sollen abgebaut werden. Insbesondere sollen 

die Mitgliedsstaaten gem. Art. 15 Abs. 1 der 

Richtlinie gewährleisten, dass Endkunden das 

Recht haben, als aktive Kunden zu handeln, 

ohne unverhältnismäßigen oder diskriminie-

renden technischen Anforderungen, administ-

rativen Anforderungen, Verfahren, Umlagen 

und Abgaben sowie nicht-kostenorientierten 

Netzentgelten unterworfen zu werden sowie 

einen Rechtsrahmen für Bürgerenergiege-

meinschaften schaffen (Art. 16 der Richtlinie). 

Dagegen bietet die SINTEG-Verordnung18 ledig-

lich insoweit Raum für Experimente im Ener-

giebereich, als bestimmte finanzielle Nachteile 

18 Verordnung zur Schaffung eines rechtlichen Rahmens 
zur Sammlung von Erfahrungen im Förderprogramm 
„Schaufenster intelligente Energie – Digitale Agenda für die 
Energiewende“. 
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im Zusammenhang mit solchen ausgeglichen 

werden. Erleichterungen oder Ausnahmen bei 

der Erfüllung energierechtlicher Pflichten sind 

dagegen nicht zu erkennen.
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Forschungseinrichtungen 
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ziplinärem Ansatz. 


